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1. Einleitung

Mit der Änderung des Gesetzes über die Einrichtungen für Menschen mit besonderen Betreuungsbe-
dürfnissen (Betreuungsgesetz, BeG, SAR 428.500) im Jahr 2022 wurde die Möglichkeit geschaffen,
hochschwellige aufsuchende Familienarbeit (AFAB), welche das Ziel verfolgt, ausserfamiliäre Plat-
zierungen zu vermeiden, über dieses Gesetz zu finanzieren.

Im Sommer 2025 hat der Regierungsrat die Durchführung eines Versuchs zur Erweiterung der Ziel-
gruppe der Leistung AFAB für die Jahre 2026 und 2027 genehmigt und die verfügbare Leistungs-
menge substanziell erhöht. Während dieser befristeten Dauer kann AFAB über das Betreuungsge-
setz auch finanziert werden, wenn sie dazu dient, eine problematische Situation in einer Regelklasse
zu entschärfen oder einen Aufenthalt in einer Tagessonderschule zu vermeiden. Bisher war eine Fi-
nanzierung über das Betreuungsgesetz nur zur Vermeidung einer ausserfamiliären Platzierung mög-
lich.

Der vorliegende Leitfaden dient insbesondere zur Unterstützung bei Abläufen, die der Leistungser-
bringung vorgelagert sind, wie der Zuweisung und der Kostengutsprache.

Der Leitfaden wurde mit einer Arbeitsgruppe unter der Federführung der Abteilung SHW erarbeitet
und in Hinblick auf den Versuch zur Erweiterung der Zielgruppe der Leistung AFAB aktualisiert. Der
Arbeitsgruppe gehörten folgende Personen an:

• Peter Walther-Müller, Abteilungsleiter SHW (Leitung Arbeitsgruppe)
• Cordula Sonderegger, Abteilung SHW
• Sandra Wey, VABB, VJFB
• Michael Gruber, VAGS
• Sandra Grünwald, Familiengericht Bremgarten
• Marius Fricker, Urs Schuhmacher, VAGG

Vorbemerkungen:
Im Rahmen der Schaffung einer erweiterten Rechtsgrundlage für die Kinder- und Jugendhilfe
wird auch eine Weiterentwicklung der aufsuchenden Familienarbeit angestrebt.

1.1 Adressaten

Der Leitfaden richtet sich an Fachleute der Kinder- und Jugendhilfe, die an Zuweisung, Organisation
und Kostengutsprachen für aufsuchende Familienarbeit beteiligt sind. Dies sind insbesondere:

• Beistandschaften, Jugend- und Familienberatung (JFB), Mütter- und Väterberatung (MVB), Schul-
psychologischer Dienst (SPD), Schulsozialarbeit, Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und
Psychotherapie (KJPP) und Fachärztinnen und Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie
(FKJP), Beratung für Eltern und Kinder (BFEK)

• Familiengerichte (KESB)
• Gemeinden – KESR-Koordination, Sozialdienste, Schulverwaltungen, Schulleitungen, zuständige

Exekutivmitglieder, Finanzverwaltungen
• Anbieter von AFAB

1.2 Pflege des Leitfadens

Das Sekretariat liegt bei der Abteilung SHW, die gegebenenfalls die Arbeitsgruppe aktiviert und Fra-
gen zum Leitfaden beantwortet (shw@ag.ch). In der Arbeitsgruppe sind Gemeinden, Sozialdienste,
JFB, Berufsbeistandschaften und die Familiengerichte vertreten.
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2. Grundlagen

"Aufsuchende Familienarbeit" (AFAB) ist gleichbedeutend mit dem Begriff "Sozialpädagogische Fa-
milienbegleitung" (SPF). Ein aktuelles Anbieterverzeichnis findet sich auf der Website der Abteilung
SHW unter www.ag.ch/behinderung > Kinder und Jugendliche > Anbieter und Einrichtungsverzeich-
nis. Die rechtlichen Grundlagen für die Finanzierung der AFAB über das BeG finden sich in § 1a und
§ 63e der Verordnung über die Einrichtungen für Menschen mit besonderen Betreuungsbedürfnissen
(Betreuungsverordnung, BeV, SAR 428.511).

AFAB kann mit unterschiedlicher Intensität und Zielsetzung angeordnet oder freiwillig in Anspruch
genommen werden. Nach BeG kann AFAB zur Vermeidung eines Aufenthalts in einer stationären
Einrichtung, einer Pflegefamilie oder einer Tagessonderschule oder zur Entschärfung einer proble-
matischen Situation in einer Regelklasse finanziert werden.

Die Kriterien für AFAB nach BeV auf einen Blick.

 Kosten durchschnittlich über Fr. 740.– pro Kalendermonat

 Vom Kanton Aargau anerkannter Anbieter (vgl. oben), der über die nötige Kapazität verfügt

 Verfolgt das Ziel der Vermeidung einer ausserfamiliären Platzierung, einer Platzierung in einer
Tagessonderschule oder der Entschärfung einer problematischen Situation in einer Regel-
klasse.

Sind diese Kriterien gegeben, erfolgt die Finanzierung nach BeG (genauere Angaben finden sich un-
ter www.ag.ch/Behinderung > Kinder und Jugendliche > Ambulante Angebote > AFAB > Finanzie-
rung) wie folgt:

• Elternbeitrag Fr. 120.– pro Kalendermonat und Familie

• Gemeindebeitrag Fr. 620.– pro Kalendermonat und Familie (analog Gemeindebeitrag für aner-
kannte Tagessonderschulen: dies sind keine Sozialhilfekosten)

• Restkosten: Kanton 60 % - Gemeinden 40 %

2.1 Anforderungen an die Begründung des Bedarfs einer AFAB

Eine Voraussetzung zur Finanzierung einer AFAB über das BeG ist, dass mit der Massnahme eines
der folgenden Ziele verfolgt wird:

• Vermeidung einer ausserfamiliären Platzierung,
• Vermeidung eines Aufenthalts in einer Tagessonderschule
• Entschärfung einer problematischen Situation in einer Regelklasse durch die Unterstützung des

Herkunftssystems, sofern das auffällige Verhalten in der Schule wesentlich durch die Lebensbe-
dingungen des Kindes in der Familie mitbedingt ist.

Diese Ziele werden durch die Beratung, Begleitung und Unterstützung der Mitglieder des Herkunfts-
systems verfolgt (vgl. §1a BeV). Die Beratung, Begleitung und Unterstützung erfolgt insbesondere
durch die Stärkung der Erziehungskompetenzen der Eltern sowie die Förderung der sozial-emotiona-
len Kompetenzen der Kinder und Jugendlichen.

Die Begründung des Bedarfs einer AFAB muss aus dem Bericht einer Fachstelle1 oder aus der Kurz-
begründung des Familiengerichtes hervorgehen, wobei eine der oben genannten Zielsetzungen nicht
zwingend explizit ausgewiesen werden muss. Eine prägnante Schilderung beinhaltet:

• die Problematik, die zu einem Bedarf nach AFAB führt,

1 Anerkannt werden die Berichte von folgenden Behörden oder Fachstellen: Familiengerichte (KESB), Jugend- und Familienberatung (JFB),
Kindes- und Erwachsenenschutzdienste (KESD), Schulpsychologischer Dienst (SPD), Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychothe-
rapie (KJPP) und Fachärztinnen und Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie (FKJP), Beratung für Eltern und Kinder (BFEK), Sozialdienste
(SD) und Jugendanwaltschaft (JUGA)
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• allenfalls bereits ergriffene Massnahmen (Subsidiarität im Sinne des Kindesschutzes),
• die Beschreibung, wie AFAB erfolgreich eine ausserfamiliäre Platzierung oder eine Platzierung in

einer Sonderschule vermeiden resp. eine problematische Situation in einer Regelklasse durch die
Unterstützung des Herkunftssystems entschärfen kann und

• dass eine Heim- oder Sonderschulplatzierung oder eine problematische Entwicklung der Situation
in der Regelschule wahrscheinlich ist, wenn AFAB nicht erfolgreich eingesetzt werden kann.

Aus dem Bericht muss also hervorgehen, dass eine Fremd- oder Sonderschulplatzierung oder eine
problematische Entwicklung der Situation in der Regelschule ohne AFAB als realistisches Szenario
wahrscheinlich ist. Eine nicht weiter begründete, bzw. hypothetische Erwähnung der Verhinderung
einer Fremd- oder Sonderschulplatzierung oder einer problematischen Entwicklung in der Regel-
schule reicht nicht aus.  Grundsätzlich entsprechen die Ausführungen dem Prinzip der Subsidiarität
im Kindesschutz. Im Fachbericht respektive der Kurzbegründung müssen alle obigen Elemente ent-
halten sein. Interpretationsbedürftige Formulierungen zur Schonung der Zusammenarbeit mit den El-
tern können nicht berücksichtigt werden.

Folgende Leistungen können nicht nach Betreuungsgesetz finanziert werden:

• Besuchsrechtsbegleitungen
• Unterstützung von Eltern(-teilen), die nicht der direkten Stärkung der Erziehungskompetenz dient
• Betreuungsleistungen
• Begleitung der Familien zu Terminen, die nicht in direktem Zusammenhang mit den Zielen der

AFAB stehen
• Leistungserbringung in der Schule
• Beratungsleistungen, die sich an Fach- oder Lehrpersonen richten

2.2 Grundsätze bei Finanzierung nach BeG (ohne und mit gesetzlicher Massnahme)

Die folgenden Elemente gelten für alle AFAB-Massnahmen, die nach BeG finanziert werden, unab-
hängig davon, ob es sich um eine gesetzliche Massnahme (mit Entscheid des Familiengerichts) oder
eine Massnahme im Einverständnis mit den Eltern handelt:

• Im Sinne der Subsidiarität und der Priorität von freiwilligen vor gesetzlichen Massnahmen ist
immer zuerst der Weg über die Zustimmung der Erziehungsberechtigten zu prüfen und wenn
möglich auch zu wählen.

• Bei einem Entscheid des Familiengerichtes ist die Gemeinde zur Finanzierung verpflichtet, es ist
keine Kostengutsprache erforderlich (§43 Abs. 5 EG-ZGB).

• Wenn kein Entscheid des Familiengerichtes vorliegt (im Rahmen einer freiwilligen Mass-
nahme), muss die Gemeinde aufgrund des Fachberichtes über die Notwendigkeit der Mass-
nahme entscheiden und entsprechend Kostengutsprache leisten.

• Bei einer Finanzierung über das BeG - unabhängig von der Art der Zuweisung (durch Familienge-
richt oder durch einen Entscheid der Gemeinde) - bezahlt die Gemeinde den Gemeindebeitrag
und bevorschusst die Elternbeiträge nach § 27 Abs. 3 BeG. Der Gemeindebeitrag darf nicht an
die Eltern weiterverrechnet werden.

• Eine Finanzierung über BeG ist ab dem Zeitpunkt des Entscheids eines Familiengerichtes
oder ab Entscheid über eine Kostengutsprache einer Gemeinde möglich.

Die folgende Darstellung zeigt die verschiedenen Zugänge und Finanzierungen von AFAB:
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Abbildung 1: Übersicht Zugänge und Finanzierungen von AFAB

Nachfolgend werden die Abläufe einer freiwilligen AFAB (3. Ablauf ohne zivilrechtliche Massnahme
(im Einverständnis der Erziehungsberechtigten) und einer AFAB mit gerichtlicher Anordnung (4. Ab-
lauf mit zivilrechtlicher Massnahme) dargestellt. Die Abbildungen zeigen idealtypische Abläufe. In
der dynamischen Realität des Kindesschutzes finden Prozesse jedoch öfter nicht linear statt.
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3. Ablauf ohne zivilrechtliche Massnahme (im Einverständnis der Erziehungsberechtigten)

Abbildung 2: Ablauf ohne zivilrechtliche Massnahme (im Einverständnis der Erziehungsberechtigten)
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Vermutung AFAB-Bedarf

Eltern oder auch Fachpersonen vermuten, dass eine AFAB angezeigt ist. Die fallführende Person
wird bestimmt (Erziehungsberechtigte oder Fachperson). Die Fachabklärung kann entweder durch
eine bereits involvierte Stelle oder eine dazu berechtigte Stelle erfolgen.

Der Anbieter von AFAB kann die Rolle der Fallführung nicht selbst übernehmen (Rollenkonflikt). Die
Aufgaben der fallführenden Person umfassen die Koordination, Kommunikation, Beratung und Be-
gleitung des Herkunftssystems, sowie die Unterstützung im Prozess, wie z.B. das Einreichen des
Fachberichts bei der Gemeinde etc.

Fachabklärung

Weist die Fachabklärung keinen Bedarf aus, erfolgt keine AFAB. Weist sie einen Bedarf aus, jedoch
nicht mit den in Kapitel 2 beschriebenen Zielen, erfolgt die AFAB ausserhalb des BeG. Verfolgt die
vorgesehene AFAB Ziele gemäss Kapitel 2, wird eine Finanzierung der AFAB nach BeG weiter ge-
prüft.

Kontakt anerkannte AFAB-Anbieter

Die fallführende Person kontaktiert einen anerkannten AFAB-Anbieter. Dieser erstellt eine Offerte
und teilt mit, ob aufgrund der verfügbaren Kontingente eine Finanzierung nach BeG möglich ist. Ver-
fügen die Anbieter über kein Kontingent mehr, muss die Finanzierung der AFAB ausserhalb des BeG
geprüft werden. Kann kein AFAB-Anbieter ein Angebot machen, muss das weitere Vorgehen neu be-
urteilt werden.

Zustimmung der Erziehungsberechtigten

Stimmen die Erziehungsberechtigten weiter zu, stellt die fallführende Person bei der Gemeinde ein
Gesuch um Kostengutsprache. Verweigern die Erziehungsberechtigten die Zustimmung, kann das
Vorgehen über den zivilrechtlichen Weg geprüft werden.

Kostengutsprache der Gemeinde und Vorleistung

Die Gemeinden erteilen die Kostengutsprache für die beantragte Dauer nach Prüfung des Fachbe-
richtes.

Die Kostengutsprache muss für die Bewilligung durch die SHW vorliegen. Die Gemeinde kann in ih-
rem Entscheid aber festhalten, dass die AFAB unter der Voraussetzung finanziert wird, dass die Fi-
nanzierung nach BeG läuft.

Lehnt die Gemeinde die Kostengutsprache ab, ist keine Finanzierung nach BeG möglich.

Bewilligung BKS/SHW

Liegt ein Fachbericht, der aufzeigt, dass AFAB Ziele gemäss Kapitel 2 verfolgt, sowie die Kostengut-
sprache der Gemeinde vor, wird auf Anfrage des AFAB-Anbieters die Finanzierung nach BeG durch
die SHW genehmigt.

Anschliessend kann die AFAB durchgeführt werden. Eine rückwirkende Finanzierung nach BeG ist in
dringlichen Fällen bei Vorliegen der oben genannten Unterlagen möglich.

Rückweisung und Ablehnung

Rückweisung: Können die Bedingungen zur Finanzierung nach BeG nicht beurteilt werden (z.B. feh-
lender oder nicht aussagekräftiger Fachbericht), wird das Gesuch zurückgewiesen und der Anbieter
aufgefordert, die Mängel zu beheben.

Ablehnung: Sind die Bedingungen für eine AFAB nach BeG nicht erfüllt, wird das Gesuch abgelehnt.

Die Mitteilung erfolgt jeweils an den AFAB-Anbieter. Dieser informiert die Erziehungsberechtigten
und die fallführende Person.
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AFAB ausserhalb BeG

Kommt es zu einer AFAB ausserhalb des BeG, ist die vollständige Finanzierung direkt mit der Ge-
meinde zu klären (frühzeitige Kontaktaufnahme durch fallführende Person, Erziehungsberechtigte).

4. Ablauf mit zivilrechtlicher Massnahme

Abbildung 3: Ablauf mit zivilrechtlicher Massnahme

Familiengericht ordnet eine AFAB an

Das Familiengericht ordnet eine AFAB an und teilt den Entscheid den Erziehungsberechtigten, der
Beistandsperson und der KESR-Koordinationsperson der Gemeinde mit. Aus der Kurzbegründung
oder einem beigelegten Fachbericht geht hervor, ob es sich um eine AFAB handelt, die Ziele gemäss
Kapitel 2 verfolgt. Sind die Kriterien für eine AFAB nach BeG nicht erfüllt, erfolgt die Umsetzung aus-
serhalb des BeG.

Sind die Bedingungen für eine AFAB nach BeG erfüllt, kann das Familiengericht im Vorfeld bereits ei-
nen anerkannten Anbieter bestimmen (was eine Vorabklärung der Kapazität beim Anbieter voraus-
setzt) oder die Suche nach einem geeigneten Anbieter an die Beistandsperson delegieren.

In der Regel übernimmt die Beistandsperson die Rolle der fallführenden Person. Gegebenenfalls
kann diese Funktion auch an eine andere Person delegiert werden.
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Kontakt AFAB-Anbieter

Die fallführende Person kontaktiert entweder den bereits bestimmten Anbieter oder holt Offerten bei
anerkannten Anbietern ein.

Können der vorbestimmte AFAB-Anbieter oder die kontaktierten AFAB-Anbieter kein Angebot ma-
chen, wird der Auftrag an das Familiengericht als nicht erfüllbar zurückgewiesen. Kann ein Anbieter
den Auftrag ausführen, verfügt aber über kein Kontingent nach BeG mehr, so erfolgt die AFAB aus-
serhalb des BeG.

Bewilligung BKS/SHW

Weist die Kurzbegründung respektive der Fachbericht aus, dass die AFAB den oben genannten An-
forderungen entspricht, wird auf Anfrage des AFAB-Anbieters die Finanzierung nach BeG durch die
SHW genehmigt. Die Gemeinde muss den Gemeindebeitrag leisten und die Kosten, welche bei den
Eltern anfallen, bevorschussen.

Anschliessend kann die AFAB durchgeführt werden. Eine rückwirkende Finanzierung nach BeG ist in
dringlichen Fällen und bei Vorliegen der oben genannten Unterlagen möglich.

Rückweisung und Ablehnung

Rückweisung: Können die Bedingungen zur Finanzierung nach BeG nicht beurteilt werden (z.B. feh-
lender oder nicht aussagekräftiger Fachbericht), wird das Gesuch zurückgewiesen und der Anbieter
aufgefordert, die Mängel zu beheben. Der Anbieter informiert die Erziehungsberechtigten, die fallfüh-
rende Person und das Familiengericht über den Stand des Gesuchs.

Ablehnung: Sind die Bedingungen für eine AFAB nach BeG nicht erfüllt, wird das Gesuch abgelehnt.

Die Mitteilung erfolgt an den AFAB-Anbieter. Dieser informiert die Erziehungsberechtigten, die fall-
führende Person und das Familiengericht.

AFAB ausserhalb BeG

Kommt es zu einer AFAB ausserhalb des BeG, gilt die Bevorschussungspflicht der Gemeinde (früh-
zeitige Kontaktaufnahme durch fallführende Person).

5. Elemente von besonderer Bedeutung

5.1 Wer muss AFAB finanzieren?

AFAB kann – wenn sie Ziele gemäss Kapitel 2 verfolgt, Kosten von mehr als Fr.  740.– Franken pro
Monat auslöst und von einem anerkannten Anbieter erbracht werden kann – nach BeG finanziert
werden.

Bei einer Finanzierung der AFAB nach BeG werden die Kosten wie folgt aufgeteilt:

• Gemeinde Fr. 620.– (falls ein Kind der Familie eine Tagessonderschule besucht, Fr. 310.–, falls
zwei Kinder der Familie eine Tagessonderschule besuchen, kein Beitrag)

• Eltern, bevorschusst durch die Gemeinde: Fr. 120.– (falls ein Kind der Familie eine Sonderschule
besucht, entfällt der Elternbeitrag)

• Restkosten: Aufteilung zu 60 % durch den Kanton und zu 40 % durch die Gemeinden, nach Mas-
sgabe der Bevölkerungszahl

Ist die Finanzierung über das BeG nicht möglich und die Massnahme von einem Familiengericht an-
geordnet, muss die Gemeinde Kostengutsprache leisten. Ist die Massnahme freiwillig, prüft die Ge-
meinde die Kostengutsprache aufgrund des Fachberichtes. Betreffend Finanzierung wird auf das
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Handbuch Soziales verwiesen, welches abrufbar ist unter: www.ag.ch > Verwaltung > Departement
Gesundheit und Soziales > Soziales > Soziale Sicherheit > Handbuch Soziales.

5.2 Vorgehen bei Dringlichkeit

AFAB ist primär keine Notfallmassnahme. Besteht ein dringlicher Bedarf, obliegt die Priorisierung
den Anbietern. Eine rückwirkende Finanzierung nach BeG ab Zeitpunkt des Entscheids des Famili-
engerichts oder des Vorliegens des Fachberichts und der Kostengutsprache der Gemeinde ist mög-
lich. Voraussetzung ist jedoch, dass der Anbieter über ein Kontingent verfügt. Handelt es sich um
eine AFAB, die von einem Familiengericht angeordnet wurde, ist die Gemeinde in der Pflicht, die
Kosten zu bevorschussen – unabhängig davon, ob eine Finanzierung nach BeG möglich ist.

5.3 Vorgehen bei Nicht-Verfügbarkeit von Kontingenten

Sind die Kontingente ausgeschöpft, kann die AFAB nicht über das BeG finanziert werden. Handelt es
sich um eine AFAB, die von einem Familiengericht angeordnet wurde, ist die Gemeinde in der
Pflicht, die Kosten zu bevorschussen, und allenfalls zu übernehmen, soweit die Eltern dazu nicht in
der Lage sind. Handelt es sich um eine AFAB mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten, muss die
Gemeinde aufgrund des Fachberichtes die Massnahme prüfen und entsprechend Kostengutsprache
leisten oder ablehnen. Gegebenenfalls müssen alternative Unterstützungsmassnahmen ergriffen
werden.

5.4 Übergang von einer zivilrechtlichen zu einer freiwilligen Massnahme

Ist ein Wechsel von einer zivilrechtlichen zu einer freiwilligen Massnahme absehbar, soll möglichst
frühzeitig eine Kostengutsprache bei der Gemeinde erwirkt werden. So kann eine unterbruchsfreie
Weiterführung der Begleitung sichergestellt werden.

5.5 Finanzierung bei Unterbrüchen und bei wechselnder Intensität

Der Schwellenwert für die Höhe der Kosten (mindestens Fr. 740.– pro Monat) wird über sechs Mo-
nate gemittelt. Damit kann die Intensität kurzfristig unter den Schwellenwert fallen, ohne dass die
Massnahme geändert werden muss. Erreicht eine Massnahme nach sechs Monaten den Schwellen-
wert nicht, wird die Finanzierung rückwirkend geändert. Dies hat zur Folge, dass auch der Gemein-
debeitrag entfällt und die Kosten zulasten der Eltern im Rahmen der Unterhaltspflicht anfallen, oder
subsidiär über andere Kostenträger der Gemeinde getragen werden müssen.

Kurze Unterbrüche werden durch den oben genannten Ausgleichsmechanismus aufgefangen. Bei
längeren Unterbrüchen kann die Leistung beendet und dann wieder aufgenommen werden – sofern
die entsprechenden Entscheide (des Familiengerichts oder der Gemeinde) noch gültig sind, kann
dies mit den ursprünglichen Nachweisen erfolgen.

5.6 Rahmenbedingungen und Prozess beim Übergang von einer hochschwelligen zu einer
niederschwelligen aufsuchenden Familienarbeit

Fallen die Kosten der AFAB unter den Schwellenwert, was grundsätzlich erwünscht ist, so ändert die
Finanzierung. Diese ist nicht mehr nach BeG geregelt. Damit gelten die regulären Vorgaben zur Fi-
nanzierung von Kindesschutzmassnahmen. Dies kann dazu führen, dass sich die Kosten für die be-
troffene Familie erhöhen, da die Gemeinde nicht mehr verpflichtet ist, den Gemeindeanteil zu tragen.
Dies kann eine Erhöhung der Kosten für die Familie von Fr. 120.– bis zu Fr. 740.– pro Monat bedeu-
ten.

5.7 AFAB bei ausserfamiliären Platzierungen sowie bei Aufenthalten in Tagessonderschulen

Über das BeG sind keine Doppelfinanzierungen möglich. AFAB wird dabei als Alternative zu einer
stationären Unterbringung betrachtet.
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AFAB kann nicht gleichzeitig zu einer laufenden ausserfamiliären Platzierung über das BeG finan-
ziert werden. Die stationären Einrichtungen können jedoch die Familienbegleitung fortführen, erhal-
ten dafür aber keine zusätzliche Abgeltung.

Ist eine intensive Begleitung im Anschluss an eine ausserfamiliäre Platzierung erforderlich, so kann
diese nach BeG finanziert werden. Die Verkürzung eines Heimaufenthaltes gilt als Vermeidung des-
selben.

Mit der Indikation "Vermeidung eines Aufenthalts in einer stationären Einrichtung oder in einer Pfle-
gefamilie" kann AFAB auch während eines Aufenthalts in einer Tagessonderschule eingesetzt wer-
den.

5.8 Klärung der Zuständigkeit bei Beteiligung von zwei Gemeinden respektive Kantonen

Massgebend ist der zivilrechtliche Wohnsitz des Kindes, das die AFAB auslöst. Allerdings sind die
Anbieter im Aargau nicht verpflichtet, ihre Leistungen ausserkantonal zu erbringen. Bei der Finanzie-
rung über die Gemeinde im Rahmen der Sozialhilfe ist der Unterstützungswohnsitz massgebend
(vgl. Handbuch Soziales).

5.9 Verfügbarkeit der Leistung

Die Kontingente der Leistung AFAB werden zwischen SHW und Anbieter in einem Leistungsvertrag
festgelegt.

Ob Kontingente bei einem Anbieter vorhanden sind, kann durch die Anfrage an den Anbieter abge-
klärt werden. Der Anbieter koordiniert sein Kontingent selbst und gibt jeweils Auskunft, ob er noch
über Kontingente verfügt oder nicht.

5.10 Einholen einer Empfehlung/ eines Fachberichts für AFAB

Fachstellen, die berechtigt sind, Fachabklärungen durchzuführen und Fachberichte zu erstellen, ha-
ben je eine übergeordnete Aufgabe/ Kernkompetenz (z.B. SPD – Lern- und Verhaltensschwierigkei-
ten im schulischen Kontext, JFB – erzieherische Fragestellungen, KJPP – psychiatrische Fragestel-
lungen). Je nach Problemstellung ist eine passende Fachstelle zu kontaktieren.

AFAB ist eine mögliche Antwort auf eine Frage-/ Problemstellung. Es ist nicht möglich, eine Fach-
stelle bereits im Vorfeld der Abklärung zu beauftragen, einen Fachbericht mit AFAB-Empfehlung zu
erarbeiten.
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Abkürzungsverzeichnis

AFAB Aufsuchende Familienarbeit
BeG Gesetz über die Einrichtungen für Menschen mit besonderen Betreuungsbedürfnissen

(SAR 428.500, Betreuungsgesetz, BeG)
BeV Verordnung über die Einrichtungen für Menschen mit besonderen Betreuungsbedürfnis-

sen (SAR 428.511, Betreuungsverordnung, BeV)
BFEK Beratung für Eltern und Kinder
BKS Departement Bildung, Kultur und Sport
CONNET Fachapplikation der Abteilung SHW
JFB Jugend- und Familienberatung
JUGA Jugendanwaltschaft
KESB Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde
KESR Kindes- und Erwachsenenschutzrecht
KJPP Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie
FKJP Fachärztinnen und Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie
MVB Mütter- und Väterberatung
SD Sozialdienst
SHW Abteilung Sonderschulung, Heime und Werkstätten, Kanton Aargau
SPD Schulpsychologischer Dienst
VABB Vereinigung Aargauischer Berufsbeiständinnen und -beistände
VAGG Vereinigung Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber
VAGS Vereinigung Aargauer Gemeindesozialdienste
VJFB Vereinigung Jugend- und Familienberatung


